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SPIEGEL: Frau Wagenknecht, Deutschland
könnte bald wieder von einer Großen
 Koalition regiert werden. Kann die SPD
weitere vier Jahre unter einer Kanzlerin
Merkel überleben?
Wagenknecht: Wenn die SPD das wirklich
macht, möchte ich mir nicht ausmalen, wie
ihr nächstes Wahlergebnis aussieht. Mir ist
völlig schleierhaft, warum die Sozialdemo-
kraten nicht verstehen, weshalb sie in den
letzten Jahren so viele Wähler verloren
haben.
SPIEGEL: Wollen Sie es ihnen erklären?
Wagenknecht: Die SPD steht seit Gerhard
Schröder für eine Politik, die zu einer wach-
senden Ungleichheit und Lebensunsicher-
heit geführt hat. Weshalb sollen Menschen,
die unter niedrigen Löhnen und Renten lei-
den, eine Partei wählen, die das wesentlich
mitzuverantworten hat. Wenn eine sozial-
demokratische Partei sich zunehmend
 einem neoliberalen Kurs verschreibt, dann
fühlen sich die Wähler irgendwann nicht
mehr vertreten. In Frankreich ist die Sozial -
demokratie so bei sechs Prozent gelandet,
in den Niederlanden bei fünf.
SPIEGEL: Das sind düstere Aussichten für
eine linke Machtoption in Deutschland.
Wagenknecht: Traditionell gab es überall
zwei große Parteien, die eine hat vor allem
die Arbeitnehmer, die andere die bürger-
lichen Wähler vertreten. Aber seit Jahren
ist es nahezu egal, welche dieser beiden
Parteien eine Regierung anführt. Es
kommt immer die gleiche Politik heraus,
die weder Arbeitnehmern noch kleinen
Selbstständigen nützt, sondern vor allem
die Interessen des großen Geldes bedient.
Dadurch entsteht ein demokratischer Leer-
raum, in dem sich auch rechte Parteien
tummeln. Deshalb würde ich mir wün-
schen, dass die SPD endlich Konsequenzen
zieht.
SPIEGEL: Was für Konsequenzen?
Wagenknecht: Es ist doch ein Trauerspiel.
Es gibt heute im Bundestag keine Mehrheit
für einen höheren Mindestlohn oder eine
Vermögensteuer für Superreiche. Es gibt
diese Mehrheiten aber in der Bevölkerung.
Doch solange das allein die Linke vertritt,
kann daraus keine Regierungspolitik wer-
den. Deshalb wäre es gut, wenn Politiker
unterschiedlicher Parteien, die für ein
 solches Programm stehen, sich zusammen-
schließen.
SPIEGEL: Wollen Sie eine Neuordnung des
Parteiensystems und eine linke Samm-
lungsbewegung wie Ihr Mann, der Ex-Vor-
sitzende der Linken, Oskar Lafontaine?

Wagenknecht: Wir sehen doch, dass die tra-
ditionellen Parteien an Akzeptanz verlie-
ren. In dem Augenblick, wo etwas Neues
entsteht, wachsen die Chancen auf andere
Mehrheiten. In Frankreich hat Macron die
Präsidentschaftswahl gewonnen. Aber noch
bemerkenswerter war: Der Linke Jean-Luc
Mélenchon hat mit seiner Bewegung „La
France insoumise“ aus dem Stand knapp
20 Prozent erreicht. 
SPIEGEL: Warum kann die Linke als Partei
diese Rolle nicht übernehmen? 
Wagenknecht: Mit der Linken hat sich erst-
mals links von der SPD eine relevante

Kraft etabliert. Aber wir stehen bei zehn
Prozent. Das reicht nicht, um Politik wirk-
lich zu verändern. Um eine linke Volks-
partei zu werden, müssten wir noch viel
an Breite und Akzeptanz gewinnen. Das
wäre auch ein Weg, aber er würde länger
dauern.
SPIEGEL: Sie wollen also bei SPD und Grü-
nen wildern?
Wagenknecht: Ich bekomme viele Rückmel-
dungen von SPD-Wählern, auch von Mit-
gliedern – leider bisher nicht von Funktio-
nären. Aber dem Anspruch, sozialer Politik
in Deutschland wieder eine Machtoption
zu verschaffen, kann sich doch kein verant -
wortungsvoller Mensch entziehen. 
SPIEGEL: Wie stellen Sie sich diese linke
Sammlungsbewegung vor?

Wagenknecht: Natürlich wünsche ich mir
eine starke linke Volkspartei. Am Ende
kann es nur funktionieren, wenn promi-
nente Persönlichkeiten mitmachen, die
den Menschen die Hoffnung zurückgeben,
dass sich politisch etwas in ihrem Sinne
bewegt. Wir müssen das weiterdenken und
dafür werben. Es muss ein Funke über-
springen. Wir haben doch eine Krise der
Demokratie, weil viele von der Politik gar
nichts mehr erwarten. Manche kreuzen
dann aus Wut AfD an.
SPIEGEL: Wie wollen Sie die entsprechen-
den Teile der SPD überzeugen?
Wagenknecht: Viele in der SPD sind unzu-
frieden. Wenn man gemeinsam etwas Neu-
es angeht, ist die Hürde vielleicht geringer,
als wenn man sie einfach nur auffordert,
in die Linke zu kommen.
SPIEGEL: Wie relevant ist das alte Rechts-
links-Schema für Parteien überhaupt
noch?
Wagenknecht: Die alten Interessengegen -
sätze existieren fort. Es gibt eine kleine
Schicht, die vom entfesselten Globalkapi-
talismus profitiert. Und es gibt eine Mehr-
heit, die in einem starken Sozialstaat mit
sicheren Jobs besser leben würde. Früher
bedeutete links, sich für diese Mehrheit
einzusetzen. Nachdem die Sozialdemokra-
tie die Seiten gewechselt hat, begann sie
in vielen Ländern, ihre neoliberale Politik
mit traditionell linken Begriffen wie Inter-
nationalismus, Solidarität oder Emanzipa-
tion aufzuhübschen, obwohl sie das ge-
naue Gegenteil bedeutete. Das hat viel
dazu beigetragen, dass die Leidtragenden
heute mit „links“ nicht mehr viel anfangen
können.
SPIEGEL: Dann entstand erst die Linke und
dann die AfD.
Wagenknecht: Die AfD hat leider viele an-
gesprochen, die sich seit Jahren von der
Politik im Stich gelassen fühlen.
SPIEGEL: Die Linke will doch genau diese
Menschen ansprechen. Wieso ist das nicht
gelungen?
Wagenknecht: Die Themen Migration und
Flüchtlingspolitik haben den Wahlkampf
in einer Weise geprägt, wie das nie zuvor
der Fall war. Die Linke hat da nicht nur
klug agiert. Wir müssen so sprechen, dass
uns auch einfache Leute verstehen. Welt-
offenheit etwa bedeutet in akademischen
Kreisen die Ablehnung von Fremdenfeind-
lichkeit und Nationalismus, bei Arbeitern
eher Schutzlosigkeit in einem globalen
Wettbewerb, bei dem der Billigste den
 Zuschlag erhält. Interview: Nicola Abé

„Ich wünsche mir eine linke Volkspartei“ 
Parteien Fraktionschefin Sahra Wagenknecht, 48, über die Versäumnisse 
der Linken, den Zustand der SPD und die Idee einer neuen sozialen Sammlungsbewegung
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Politikerin Wagenknecht
„Es muss ein Funke überspringen“


